
Fratzscher, Marcel; Kriwoluzky, Alexander

Article

Europa muss sich auf seine Stärken konzentrieren

DIW Wochenbericht

Provided in Cooperation with:
German Institute for Economic Research (DIW Berlin)

Suggested Citation: Fratzscher, Marcel; Kriwoluzky, Alexander (2019) : Europa muss sich auf
seine Stärken konzentrieren, DIW Wochenbericht, ISSN 1860-8787, Deutsches Institut für
Wirtschaftsforschung (DIW), Berlin, Vol. 86, Iss. 18, pp. 300-301,
https://doi.org/10.18723/diw_wb:2019-18-1

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/198029

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://doi.org/10.18723/diw_wb:2019-18-1%0A
https://hdl.handle.net/10419/198029
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


DIW Wochenbericht 18 20
19

Das Wohlstandsniveau in der EU ist zwar noch sehr heterogen, hat sich aber seit 2000 deutlich angeglichen
BIP pro Kopf 2017 in Euro und prozentuale Veränderung seit dem Jahr 2000
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„Drei Ps sind die größten Risiken für Europa: Populismus, Protektionismus und Pa-

ralyse. Die Europawahl ist die große Chance für eine Neuorientierung. Wir brauchen 

in wichtigen Bereichen mehr Europa, um schlagkräftig agieren zu können – mit einer 

weitsichtigen Strategie, in der sich Europa auf seine Stärken konzentriert.“ 

— Alexander Kriwoluzky —

AUF EINEN BLICK

Mehr Europa:  
13 Herausforderungen – 13 Lösungsansätze
Von Alexander Kriwoluzky et al.

• Mehr als 20 DIW-Wissenschaftlerinnen und -Wissenschaftler identifizieren Bereiche, in denen 
Europa noch besser werden kann, und schlagen Lösungen vor

• Für mehr Wettbewerbsfähigkeit und Konvergenz könnten ein Pakt für Innovation, stringentere 
Fusionskontrolle und gezieltere Industrieförderung sorgen

• Neue Fiskalregeln, ein Stabilisierungsfonds und effizientere Insolvenzregeln würden Europa 
stabiler und sozialer machen

• Nur gemeinsam lassen sich globale Herausforderungen wie Umwelt und Migration schultern: 
mit 100 Prozent erneuerbaren Energien, Klimapfand und EU-Plan für Afrika

• Mit einheitlicheren Rahmenbedingungen und geschlossenem Auftreten kann Europa Risiken 
von innen und außen erfolgreich bewältigen

http://www.diw.de/mediathek
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Europa steht vor einer Zerreißprobe. Selten erschienen in 

den vergangenen 70 Jahren die Risiken sowohl innerhalb 

Europas als auch von außen so existentiell. Die wirtschaft-

lichen Auswirkungen der Finanz- und Staatsschuldenkrise 

sind immer noch in vielen europäischen Ländern zu spüren: 

kriselnde Banken, eine hohe Jugendarbeitslosigkeit und 

steigende Divergenzen innerhalb Europas. Ein zunehmender 

Wettbewerb aus Asien und die protektionistische Handels-

politik des US-Präsidenten erhöhen den Druck zusätzlich.

Die Krise Europas hat jedoch nicht nur eine wirtschaftliche 

Dimension. Hinzu kommt auch die soziale Polarisierung, 

demografisch erfährt der Kontinent eine massive Alterung, 

politisch ist der Populismus auf dem Vormarsch und beim 

Schutz von Klima und Umwelt passiert in Europa und seinen 

Mitgliedsländern viel zu wenig. Der Klimawandel findet 

scheinbar ohne Gegenmaßnahmen statt und veranlasst 

einen Teil der Jugend zu den „Fridays for Future“-Demons-

trationen. Zusätzlich sieht sich Europa mit einer steigenden 

Anzahl von Geflüchteten konfrontiert.

Drei Ps sind die größten Risiken für Europa: Populismus, 

Protektionismus und Paralyse. Eine einfache Antwort auf 

die Probleme Europas scheint ein Rezept aus dem 19. Jahr-

hundert zu sein: der Rückzug in nationale Abschottung. 

Viele Politikerinnen und Politiker missbrauchen Europa als 

Sündenbock für die eigenen, nationalen Fehler. Nicht nur 

die USA agieren zunehmend protektionistisch, auch viele 

Nationalstaaten in Europa versuchen, ihre Unternehmen 

durch eine nationale Industriestrategie, durch Regulierung 

oder wirtschaftspolitische Alleingänge bei Energie, Digitali-

sierung, Migration oder Direktinvestitionen zu bevorteilen. 

Und viele dringend notwendige Reformprozesse haben sich 

verlangsamt oder sind zum Stillstand gekommen. So wird 

insbesondere die Neuaufstellung der Währungsunion – wie 

die Vollendung der Banken- und Kapitalmarktunion, klügere 

Regeln der Finanzpolitik oder eine Stärkung europäischer 

Institutionen – verzögert oder blockiert. Doch trotz aller Risi-

ken und Herausforderungen sollte nicht übersehen werden, 

dass Europa mit dem gemeinsamen Binnenmarkt und der 

gemeinsamen Währung in den vergangenen 70 Jahren viel 

zu Stabilität, Wohlstand und Frieden beigetragen hat.

Die Europawahl am 26. Mai ist eine große Chance: für eine 

Neuorientierung Europas, um die Erfolgsgeschichte Europa 

weiterzuentwickeln. Was müssen die Europäische Union und 

ihre Mitgliedsländer tun, um Divergenz und Polarisierung zu 

stoppen und ein weiteres Zusammenwachsen zu ermögli-

chen? Wie kann die gesamte EU sich wirtschaftlich stabili-

sieren und im globalen Wettbewerb mit China und den USA 

erfolgreich bestehen? Und wie kann Europa auch seiner 

globalen Verantwortung endlich wieder gerecht werden? 

Dies sind zentrale Fragen, die sich nach den Europawahlen 

stellen. Und einige der Fragen, mit denen wir uns in diesem 

Wochenbericht beschäftigen. Dabei geht es uns nicht um 

eine allumfassende Antwort für die Zukunft Europas. In die-

sem Wochenbericht analysieren mehr als 20 Wissenschaft-

lerinnen und Wissenschaftler des DIW Berlin spezifische 

Elemente einer Zukunftsvision und -strategie.

Die 13 analysierten Herausforderungen gruppieren sich in 

drei Bereiche. Seit der Gründung der damaligen Europä-

ischen Wirtschaftsgemeinschaft stehen der gemeinsame 

Binnenmarkt, die Möglichkeit, als Gemeinschaft vorteilhafte 

Handelsbeziehungen zu unterhalten, sowie die Förderung 

schwächerer wirtschaftlicher Regionen im Mittelpunkt der 

Politik. Im Bereich „Wettbewerb und Konvergenz“ zeigen 

die Analysen am DIW Berlin, dass Europa nur mit einem 

geschlossenen Auftreten gegenüber den USA negative 

Folgen der protektionistischen Handelspolitik des amerika-

nischen Präsidenten verhindern kann. Des Weiteren wird 

untersucht, inwiefern ein „Pakt für Innovation“ und eine 

Europa muss sich auf seine Stärken 
konzentrieren
Von Marcel Fratzscher und Alexander Kriwoluzky
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Bevölkerung zu beenden. Da Wissen und Bildung eine unab-

dingbare Voraussetzung für den Wohlstand Europas sind, 

sollten sich nach den europäischen Universitäten nun auch 

die Schulen über eine Bildungsplattform vernetzen, um auf 

neue Herausforderungen wie den digitalen Wandel schon 

möglichst in einem frühen Bildungsstadium zu reagieren. 

Die EU sollte in diesem Zusammenhang Gelder für die unab-

hängige und externe Evaluation von schulischen Maßnah-

men bereitstellen.

Der dritte Bereich des Wochenberichts betrachtet die „Glo-

bale Verantwortung“, der sich die Länder Europas gemein-

sam stellen müssen. Dazu gehören auch die Klimapolitik 

und die Energieversorgung. Um die Klimaziele zu erreichen, 

muss die Energiewirtschaft ausschließlich auf erneuerbare 

Energien setzen. Dies ist technisch möglich und wirtschaft-

lich lohnend, wenn die Marktbedingungen europaweit stim-

men. Ein Klimapfand als Abgabe auf die Nutzung emissions-

intensiver Grundstoffe könnte die CO2-Emissionen drastisch 

senken, ohne die Verlagerung der Industrie ins Ausland 

befürchten zu müssen. Zu den globalen Herausforderungen, 

die Europa gemeinsam angehen muss, gehört auch der 

Migrationsdruck aus Afrika. Forscher am DIW Berlin argu-

mentieren, dass ein einzelnes Land wie Deutschland mit sei-

nem „Marshall-Plan mit Afrika“ viel zu wenig ausrichten kann, 

ein Zusammenschluss der Länder Europas aber durchaus 

Erfolg haben könnte.

Unsere Antwort auf die Frage, welche Richtung Europa 

grundsätzlich einschlagen soll, ist: Wir brauchen in wichtigen 

Bereichen mehr Europa, um schlagkräftig agieren zu kön-

nen – mit einer weitsichtigen Strategie, in der sich Europa 

auf seine Stärken konzentriert.

Industriepolitik, die die heterogenen regionalen Vorausset-

zungen für Industrien stärker berücksichtigen, dazu beitra-

gen, dass die Regionen Europas wirtschaftlich nicht weiter 

divergieren und Europa im globalen Wandel der Industrie 

besser bestehen kann. Ein weiterer Beitrag unterstreicht die 

Bedeutung einer unabhängigen europäischen Wettbewerbs-

behörde, die die Fusionskontrolle effektiv durchsetzt, um den 

Wettbewerb im Binnenmarkt zum Vorteil der europäischen 

Verbraucherinnen und Verbraucher zu sichern.

Um den erworbenen Wohlstand in Zukunft zu sichern und 

gerecht zu verteilen, muss Europa Antworten auf Herausfor-

derungen geben, die wir im Bereich „Stabiles und soziales 

Europa“ behandeln. Fünf Vorschläge für ein neues Fiskal-

paket wie beispielsweise eine neue Ausgaberegel könnten in 

schlechten Zeiten mehr Flexibilität erlauben und antizyklisch 

wirken. Um die Folgen von Wirtschaftskrisen besser abfe-

dern zu können, benötigt Europa einen Stabilisierungsfonds, 

der ähnlich einer Versicherung in guten Zeiten auf Grund-

lage einer Risikoklassifizierung Beiträge einnimmt und in 

schlechten Zeiten auszahlt. Zusätzlich kann ein integrierter 

Eigenkapitalmarkt helfen, die Auswirkungen von wirtschaftli-

chen Schwankungen zu mildern. Effizientere Insolvenzregeln 

könnten der Schlüssel für die weitere Integration der Kapi-

talmärkte sein. Ein zusätzlicher wichtiger sozialer Aspekt in 

Europa ist die Gleichstellung der Geschlechter. In Aufsichts-

gremien kommt diese nur in Ländern mit einer verbindlichen 

Quote voran. Der Unterschied in den Erwerbsbiografen 

zwischen den Geschlechtern schlägt sich auch in den Ren-

tenlücken nieder, die wir europaweit dokumentiert haben. 

Es gilt also, europaweite Regelungen zu bestimmen, um die 

systematische Benachteiligung der Hälfte der europäischen 
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